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7 9 6 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Aufenthaltsberechtigung von Flücht-
lingen im Sinne der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge
(NR: GP XIII RV 1281 AB 1363 S. 120. BR: AB 1241 S. 336.)

7 9 7 . Bundesgesetz: Strafregistergesetznovelle 1974
(NR: GP XIII RV 1270 AB 1365 S. 120. BR: AB 1243 S. 336.)

7 9 8 . Verordnung: Wahrnehmung bestimmter Geschäfte hinsichtlich gemeinsamer Stellen und
Einrichtungen der Bundesministerien für Bauten und Technik sowie für
Handel, Gewerbe und Industrie

7 9 9 . Verordnung: Verlängerung der Wochendienstzeit bestimmter Bedienstetengruppen im
Bundesdienst

8 0 0 . Verordnung: Umsatzsteuerliche Behandlung von Leistungen ausländischer Unternehmer

7 9 6 . Bundesgesetz vom 27. November 1974,
mit dem das Bundesgesetz über die Aufent-
haltsberechtigung von Flüchtlingen im Sinne
der Konvention über die Rechtsstellung der

Flüchtlinge geändert wird

Der National rat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 7. März 1968, BGBl.
Nr. 126, über die Aufenthaltsberechtigung von
Flüchtlingen im Sinne der Konvention über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/
1955, wird wie folgt geändert:

1. Der § 1 hat zu lauten:

„§ 1. Flüchtling im Sinne dieses Bundesgesetzes
ist ein Fremder, wenn nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes festgestellt wird, daß er die
Voraussetzungen des Artikels 1 Abschnitt A der
Konvention über die Rechtsstellung der Flücht-
linge, BGBl. Nr. 55/1955, unter Bedachtnahme
auf das Protokoll über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974, in diesem Bun-
desgesetz kurz als „Konvention" bezeichnet, er-
füllt und daß bei ihm kein Ausschließungsgrund
nach Artikel 1 Abschnitt C oder F der Konven-
tion vorliegt."

2. Der § 4 hat; zu lauten:

„§ 4. Dem Landeshauptmann obliegt ferner
die Feststellung, ob ein Flüchtling aus gewichtigen
Gründen eine Gefahr für die Sicherheit der Re-

publik Österreich darstellt oder ob er nach rechts-
kräftiger Verurteilung wegen eines Verbrechens,
das mit mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe
bedroht ist, eine Gefahr für die Gemeinschaft
bedeutet (Artikel 33 Abs. 2 der Konvention)."

3. Der § 7 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Einem Flüchtling, der bereits in einem
anderen Staat Anerkennung nach der Konven-
tion oder anderweitig Schutz vor Verfolgung ge-
funden hat oder gegen den ein Aufenthaltsver-
bot besteht, kommt die Aufenthaltsberechtigung
nach Abs. 1 nicht zu; seine Aufenthaltsberechti-
gung richtet sich in diesem Falle ausschließlich
nach den Bestimmungen des Fremdenpolizei-
gesetzes."

4. Der § 8 lit. c hat zu lauten:

„c) gegen ihn im Bundesgebiet ein Aufenthalts-
verbot erlassen wird."

Artikel II

Die 2. 2, 3 und 4 des Artikels I treten mit
1. Jänner 1975 in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Inneres betraut.

Kirchschläger
Kreisky Rösch
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7 9 7 . Bundesgesetz vom 27. November 1974,
mit dem das Strafregistergesetz 1968 geändert

wird (Strafregistergesetznovelle 1974)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Strafregistergesetz 1968, BGBl. Nr. 277,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 101/
1972 wird wie folgt geändert:

1. Im § 2 Abs. 1 hat die Z. 4 wie folgt zu
lauten:

„4. alle sich auf eine der in den Z. 1 bis 3 an-
geführten Verurteilungen beziehenden Entschlie-
ßungen des Bundespräsidenten und Entscheidun-
gen der inländischen Gerichte über

a) die nachträgliche Festsetzung einer Strafe;
b) die nachträgliche Bestellung eines Bewäh-

rungshelfers oder die Aufhebung der Be-
währungshilfe;

c) die Begnadigung des Verurteilten, die Mil-
derung, Umwandlung oder Neubemessung
einer Strafe;

d) die Verlängerung einer Probezeit;
e) den Widerruf einer bedingten Strafnachsicht

oder der bedingten Nachsicht einer mit
Freiheitsentziehung verbundenen vorbeu-
genden Maßnahme;

f) die endgültige Nachsicht einer Strafe oder
einer mit Freiheitsentziehung verbundenen
vorbeugenden Maßnahme;

g) das Absehen von der Vollstreckung einer
Freiheitsstrafe;

h) die bedingte Entlassung aus einer Freiheits-
strafe, die bedingte Entlassung aus einer mit
Freiheitsentziehung verbundenen vorbeu-
genden Maßnahme oder darüber, daß die
Gefährlichkeit, gegen die sich die Maß-
nahme richtet, nicht mehr besteht (§ 24
Abs. 2 StGB, § 157 Abs. 2 StVG);

i) den Widerruf der bedingten Entlassung aus
einer Freiheitsstrafe oder der bedingten
Entlassung bei einer vorbeugenden Maß-
nahme;

j) die endgültige Entlassung;
k) die Aufhebung oder Änderung einer Ver-

urteilung oder späteren Entscheidung;
l) das endgültige Absehen von der Verhän-

gung einer Strafe;
m) die Tilgung einer Verurteilung;"

2. Im § 3 Abs. 2 hat die Z. 4 zu lauten:

„4. den Tag des Erkenntnisses erster Instanz
und den Tag des Eintritts der Rechtskraft der
Verurteilung;"

3. Im § 3 Abs. 2 haben die Z. 6 und 7 zu
lauten:

„6. alle vom Strafgericht ausgesprochenen
Strafen oder die Angabe, daß keine Strafe ausge-
sprochen worden ist; alle vom Strafgericht aus-
gesprochenen mit Freiheitsentziehung verbunde-
nen vorbeugenden Maßnahmen; die Feststellung,
daß wegen einer Vorsatztat eine Freiheitsstrafe
von mehr als einem Jahr verhängt worden ist;
die Angabe, daß die Rechtsfolgen bedingt nach-
gesehen worden sind; die Angabe, daß ein Be-
währungshelfer bestellt worden ist; bei einer in
Tagessätzen festgesetzten Geldstrafe sind die An-
zahl der Tagessätze und deren Höhe und bei be-
dingt nachgesehenen Strafen oder vorbeugenden
Maßnahmen auch die Dauer der Probezeit, bei
befristeten Strafen der Endtag der Frist anzu-
führen;

7. ob der Täter eine der Taten unter Einwir-
kung eines berauschenden Mittels oder eines
Suchtmittels begangen hat;"

4. Im § 3 Abs. 2 hat die Z. 9 wie folgt zu
lauten:

„9. ob es sich um die erste Verurteilung han-
delt, oder die Zahl der früheren Verurteilungen,
auf die deshalb Bedacht genommen wurde, weil
sie wegen einer auf der gleichen schädlichen Nei-
gung beruhenden strafbaren Handlung ergangen
sind (§§ 33 Z. 2 und 39 StGB)."

5. Im § 3 hat der Abs. 3 wie folgt zu lauten:

„(3) Wurde bei der Verurteilung nach § 31
StGB auf eine frühere Verurteilung Bedacht ge-
nommen, so ist unter Hinweis auf § 31 StGB
auch die frühere Verurteilung anzugeben (Abs. 2
Z. 1 und 4)".

6. Im § 6 haben die Z. 1 und 2 wie folgt zu
lauten:

„1. im Falle einer bedingten Verurteilung oder
einer Verurteilung unter bedingter Strafnachsicht
oder bedingter Nachsicht der mit Freiheitsent-
ziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahme
das zur Mitteilung der betreffenden Verurteilung
zuständige Gericht;

2. wenn der Verurteilte aus einer Freiheits-
strafe oder aus einer mit Freiheitsentziehung ver-
bundenen vorbeugenden Maßnahme bedingt ent-
lassen worden war, das Gericht, das die bedingte
Entlassung ausgesprochen hat."

7. § 7 hat wie folgt zu lauten:

„§ 7. Wird der Bundespolizeidirektion Wien
die neuerliche Verurteilung einer Person mitge-
teilt, die bedingt verurteilt worden ist oder deren
Strafe oder mit Freiheitsentziehung verbundene
vorbeugende Maßnahme bedingt nachgesehen
oder die bedingt entlassen worden ist, ohne daß
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bereits eine der im § 2 Abs. 1 2. 4 lit. a, e, f, i, j
oder 1 vorgesehenen Entscheidungen mitgeteilt
worden ist, so hat die Bundespolizeidirektion
Wien von der neuerlichen Verurteilung das für
die in Betracht kommende Entscheidung zustän-
dige Gericht zu benachrichtigen."

8. Im § 12 Abs. 1 hat der Klammerausdruck
wie folgt zu lauten:

„(§ 2 Abs. 1 Z. 4 lit. m und § 11)"

9. Nach § 12 ist folgende Bestimmung einzu-
fügen :

„Löschung von Strafregisterdaten

§ 12 a. Nach Ablauf von zwei Jahren nach
Eintritt der Tilgung sind die die getilgte Verur-
teilung und den Verurteilten betreffenden Daten
im Strafregister zu löschen."

10. § 13 hat wie folgt zu lauten:

„§ 13. Die Bundespolizeidirektion Wien hat
innerhalb der ersten sechs Monate jedes Kalender-
jahres dem Österreichischen Statistischen Zentral-
amt die zur Erstellung der Kriminalstatistik er-
forderlichen Daten des Strafregisters bekanntzu-
geben."

11. Nach § 13 ist folgende Bestimmung einzu-
fügen:

„Bekanntgabe von Strafregisterdaten zu wissen-
schaftlichen Zwecken

§ 13 a. Die Bundespolizeidirektion Wien hat
über die Bestimmungen der §§ 9 und 10 hinaus,
soweit dies mit den Grundsätzen einer sparsamen,
wirtschaftlichen und zweckmäßigen Verwaltung
vereinbar ist, und nach Maßgabe der technischen
Erfordernisse der Führung des Strafregisters den
inländischen Hochschulen und den Bundesmini-
sterien auf Verlangen im Strafregister enthaltene
Daten zur Auswertung bei nicht personenbezoge-
nen wissenschaftlichen Arbeiten bekanntzuge-
ben."

Artikel II

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme der
Z. 10 des Art. I mit 1. Jänner 1975 in Kraft.

2. Die Z. 10 des Art. I dieses Bundesgesetzes
tritt mit 1. Jänner 1976 in Kraft.

3. In das Strafregister sind bei Verurteilungen
vor dem 1. Jänner 1975, in denen die Unterbrin-
gung in einem Arbeitshaus nach § 1 Abs. 2 des
Arbeitshausgesetzes 1951 angeordnet worden ist,
auch die Entscheidungen aufzunehmen, mit denen
festgestellt wird, daß die Voraussetzungen nach
§ 23 StGB vorliegen (Art. V des Strafvollzugs-
anpassungsgesetzes). § 4 Abs. 1 des Strafregister-
gesetzes 1968 gilt entsprechend.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Inneres im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Justiz betraut.

Kirchschläger
Kreisky Rösch Broda

798. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik und des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
3. Dezember 1974 über die Wahrnehmung
bestimmter Geschäfte hinsichtlich gemein-
samer Stellen und Einrichtungen der Bundes-
ministerien für Bauten und Technik sowie

für Handel, Gewerbe und Industrie

Gemäß § 7 Abs. 6 des Bundesministerien-
gesetzes 1973, BGBl. Nr. 389, wird verordnet:

§ 1. Hinsichtlich der für den Bereich der Bun-
desministerien für Bauten und Technik sowie für
Handel, Gewerbe und Industrie bestehenden ge-
meinsamen Behördenbibliothek, Amtswirtschafts-
stelle, Eingangs- und Abgangsstelle, Allgemeinen
Lagerstelle und Kanzleistelle für die Sektionen I
wird bestimmt, daß die in den Z. 3 bis 7 und
9 bis 13 sowie in Z. 16 des Teiles 1 der Anlage
zum Bundesministeriengesetz 1973 genannten Ge-
schäfte vom Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie wahrzunehmen sind.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1975
in Kraft.

Moser Staribacher

799. Verordnung der Bundesregierung vom
10. Dezember 1974, mit der die Wochen-
dienstzeit bestimmter Bedienstetengruppen

im Bundesdienst verlängert wird

Auf Grund des § 28 Abs. 5 der Dienstprag-
matik, RGBl. Nr. 15/1914, in der Fassung der
Dienstpragmatik-Novelle 1972, BGBl. Nr. 213,
in Verbindung mit § 20 des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, in der Fassung der
20. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 215/1972, wird verordnet:

§ 1. Die Wochendienstzeit der Beamten des
rechtskundigen Dienstes bei den Bundespolizei-
behörden und des Dienstzweiges höherer Dienst
in Justizanstalten und in der Bewährungshilfe,
soweit sie in Justizanstalten im Vollzugsdienst
stehen, beträgt 41 Stunden.

§ 2. Die Wochendienstzeit der
a) zeitverpflichteten Soldaten,
b) Berufsoffiziere,
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c) Beamten und Vertragsbediensteten, die ge-
mäß § 11 des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/
1955, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 185/1966 zur Ausübung einer
Unteroffiziersfunktion herangezogen sind
und

d) Personen, die nach § 11 a des Wehrge-
setzes in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 96/1969 in einer Offiziersfunk-
tion verwendet werden,

beträgt 41 Stunden.

§ 3. (1) Der Dienstplan der Omnibuslenker
und Fahrgelderheber im Postautodienst sowie der
Lenker der Landkraftposten und Kraftgüter-
posten im Bereich der Post- und Telegraphen-
verwaltung umfaßt eine Wochendienstzeit, die
um 50 v. H. der außerhalb des Dienstortes an-
fallenden Wendezeiten länger ist als die im § 28
Abs. 2 und 4 der Dienstpragmatik vorgesehene
Wochendienstzeit. Das Ausmaß der Verlänge-
rung darf die Differenz zwischen der im § 28
Abs. 2 und 4 der Dienstpragmatik vorgesehenen
Wochendienstzeit und der für die ordnungs-
gemäße Besorgung der dienstplanmäßig festge-
legten Aufgaben erforderlichen Zeit zuzüglich
der im Sinne des Abs. 3 als volle Dienstzeit
anzurechnenden Wendezeiten nicht überschreiten.

(2) Wendezeit im Sinne des Abs. 1 ist die Zeit
zwischen der Ankunft am Zielort und der dienst-
planmäßigen Abfahrt von diesem Ort, wobei im
Dienstort Zeiten, die im Einzelfall 30 Minuten
überschreiten, nicht als Wendezeit gelten. Die
Zeit, die für die ordnungsgemäße Besorgung
dienstplanmäßig festgelegter Aufgaben am Ziel-
ort vorgesehen ist, gilt nicht als Wendezeit.

(3) Wendezeiten, die im Einzelfall 30 Minuten
nicht überschreiten, sind voll als Dienstzeit an-
zurechnen. Diese Wendezeiten bleiben für die
Verlängerung der Wochendienstzeit im Sinne des
Abs. 1 außer Betracht.

(4) Dienstort ist jene Ortsgemeinde, in der die
Postgarage (Außenstelle der Postgarage) des Be-
diensteten liegt.

(5) Erfolgt die Weiter(Rück)fahrt vom Zielort
nicht am selben Tag, so gilt der Dienst als
beendet, sobald die nach Erreichung des Zielortes
dienstplanmäßig vorgesehenen Aufgaben besorgt
sind.

(6) Soweit für die im Abs. 1 angeführten Be-
dienstetengruppen im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Verordnung eine günstigere als
die sich aus Abs. 1 ergebende Regelung für die
Anrechenbarkeit auswärtiger Wendezeiten auf die
im § 28 Abs. 2 und 4 der Dienstpragmatik vor-
gesehene Wochendienstzeit besteht, bleibt diese
Regelung in Geltung.

§ 4. (1) Der Dienstplan der Bahnpostbedien-
steten und der Bediensteten im Postbegleitungs-
dienst auf Straßenpostkursen umfaßt eine Wo-
chendienstzeit, die um 50 v. H. der außerhalb
des Dienstortes anfallenden, nach Abs. 3 nicht
voll als Dienstzeit anzurechnenden Wendezeiten
länger ist als die im § 28 Abs. 2 und 4 der
Dienstpragmatik vorgesehene Wochendienstzeit.

(2) Wendezeit ist die Zeit zwischen der Ankunft
in der Endstation der Bahnpost (des Straßen-
postkurses) und der dienstplanmäßigen Abfahrt
von diesem Ort, wobei im Einzelfall höchstens
6 Stunden als Wendezeit gelten. Die Zeit, die für
die ordnungsgemäße Besorgung dienstplanmäßig
festgelegter Aufgaben am Zielort vorgesehen ist,
gilt nicht als Wendezeit.

(3) Wendezeiten sind bis zur Dauer von einer
Stunde voll, darüber hinaus zur Hälfte als Dienst-
zeit anzurechnen. Das Höchstausmaß der auf
die im § 28 Abs. 2 und 4 der Dienstpragmatik
vorgesehenen Wochendienstzeit anzurechnenden
Wendezeiten darf 6 Wochenstunden nicht über-
schreiten.

(4) Dienstort ist jene Ortsgemeinde, in der die
Dienststelle des Bediensteten liegt.

§ 5. Die Wochendienstzeit der Bediensteten des
Heimaufsichtsdienstes in den von der Post- und
Telegraphenverwaltung geführten Lehrlings-
internaten umfaßt 46 Stunden.

§ 6. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner
1975 in Kraft.

(2) Die Verordnungen der Bundesregierung
vom 1.9. Dezember 1972, BGBl. Nr. 38/1973, vom
13. Feber 1973, BGBl. Nr. 83, und vom 26. April
1973, BGBl. Nr. 199, treten mit Ablauf des
31. Dezember 1974 außer Kraft.

Kreisky Häuser Bielka Moser
Androsch Leodolter Staribacher Rösch
Broda Lütgendorf Weihs Sinowatz

Lanc Firnberg

800 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 11. Dezember 1974 über die
umsatzsteuerliche Behandlung von Leistungen

ausländischer Unternehmer

Auf Grund des § 48 der Bundesabgaben-
ordnung, BGBl. Nr. 194/1961, wird verordnet:

§ 1. (1) Steuerbare Lieferungen und sonstige
Leistungen durch einen Unternehmer, der im
Inland weder einen Wohnsitz (Sitz) noch seinen
gewöhnlichen Aufenthalt oder eine Betriebs-
stätte hat, sind — soweit sie nicht bereits unter
eine der Befreiungsbestimmungen des § 6 des
Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 223, fallen
oder der Einzelbesteuerung nach § 20 Abs. 4 des
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Umsatzsteuergesetzes 1972 unterliegen — unter
den folgenden Voraussetzungen von der Umsatz-
steuer befreit:

1. Über die Lieferungen oder sonstigen Lei-
stungen dürfen keine Rechnungen ausgestellt
werden, in denen die Umsatzsteuer ge-
sondert ausgewiesen ist (§11 des Umsatz-
steuergesetzes 1972);

2. die Lieferungen oder sonstigen Leistungen
müssen an einen Unternehmer für dessen
Unternehmen bewirkt werden und dürfen
nicht im Zusammenhang mit steuerfreien
Umsätzen des Leistungsempfängers — aus-
genommen jene nach § 6 Z. 1 bis 6 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 — stehen;

3. auf die Umsätze des Leistungsempfängers
dürfen weder die Bestimmungen des § 21
Abs. 6 noch des § 22 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972 Anwendung finden.

(2) Für Umsätze, die nach Abs. 1 von der
Steuer befreit sind, tritt gemäß § 12 Abs. 3 Z. 1
und 2 des Umsatzsteuergesetzes 1972 der Aus-
schluß vom Vorsteuerabzug ein.

(3) Ändert sich nachträglich eine der unter
§ 1 Z. 1 und 2 geforderten Voraussetzungen, so
entfällt die Steuerfreiheit. Die Steuerpflicht tritt
für jenen Veranlagungszeitraum ein, in dem die
Voraussetzung für die Steuerfreiheit weggefallen
ist.

§ 2. Erbringt ein Unternehmer, der im Inland
weder einen Wohnsitz (Sitz) noch seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt oder eine Betriebsstätte hat,
im Inland eine Werklieferung (§ 3 Abs. 4 des
Umsatzsteuergesetzes 1972) und wurden Bestand-
teile des herzustellenden Werkes aus dem Aus-
land in das Inland eingeführt, so gelten diese
Bestandteile als für das Unternehmen des
Leistungsempfängers eingeführt, wenn vom
Werklieferer über diese Bestandteile eine ge-
sonderte Rechnung gelegt und die Einfuhr-
umsatzsteuer vom Leistungsempfänger oder für
dessen Rechnung entrichtet wurde.

§ 3. (1) Steuerfreie Umsätze gemäß § 1 Abs. 1
sind von der Aufzeichnungspflicht nach § 18 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 ausgenommen.

(2) Soweit von einem Unternehmer in einem
Kalenderjahr nur steuerfreie Umsätze gemäß § 1
Abs. 1 bewirkt werden, ist dieser zur Abgabe
einer Umsatzsteuererklärung (§ 21 Abs. 4 des
Umsatzsteuergesetzes 1972) nicht verpflichtet.

§ 4. Diese Verordnung ist auf steuerbare
Lieferungen und sonstige Leistungen anzuwenden,
die nach dem 31. Dezember 1974 bewirkt
werden.

Androsch
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